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Mustereinsprache gegen die Verkehrsanordnung im Kreis 10

An die Mitglieder des Quartiervereins Höngg, sowie alle Hönggerinnen und Höngger, die sich von den Verkehrsvorschriften Kreis 10, publiziert im Tagblatt der Stadt Zürich vom 25. August 2010 betroffen fühlen.

Das nachstehende Muster wurde von unserem Rechtsanwalt zusammengestellt und kann Ihnen als Vorlage für eine Einsprache an den Stadtrat der Stadt Zürich dienen. Es ist in der Sprache der Juristen abgefasst und ist entsprechend ausführlich. Es bezieht sich aber nur auf das Rechtsabbiegegebot von der Regensdorferstrasse in die Limmattalstrasse. Falls Sie Ihre Einsprache z.B. gegen das Linksabbiegeverbot aus der Limmattalstrasse in die Bauherrenstrasse richten wollen, müssen Sie unser Muster entsprechend anpassen.

· In den Vorbemerkungen wird auf Fristen und Form der Einsprache eingegangen. 

· In Teil Verfahrenszugang wird dargelegt, unter welchen Voraussetzungen Sie eine Chance haben, dass auf Ihre Einsprache eingetreten wird. Die Hürde ist hoch.

· Im Einsprachemuster finden Sie viele Teile, die Sie übernehmen, aber allenfalls auf Ihre Situation bezogen individuell anpassen müssen. (Insbesondere den Abschnitt 1).

Falls Sie mit Ihrer Einsprache unterliegen, müssen Sie mit Kosten von mehreren hundert Franken rechnen.

Wir sind uns bewusst, dass nur ein kleiner Teil, der sich betroffen fühlenden Hönggerinnen und Höngger auch wirklich zur Einsprache berechtigt sind. Wir gehen aber davon aus, dass dies z.B. ganz besonders für die Anwohner der Wieslergasse oder Gewerbetreibende aus Höngg, denen aus diesen Verkehrseinschränkungen nachweisbar ein materieller Schaden entsteht, eine gute Chance haben als einspracheberechtigt akzeptiert zu werden.
Wir hoffen hiermit, Ihnen eine Entscheidungshilfe für eine allfällige Einsprache zu bieten.
Ihr Vorstand QVH
Verkehrsvorschriften Kreis 10 / Verfügung des Vorstehers des Polizeidepartements vom
19. August 2010 / Einsprache                                                                                                           

A. Vorbemerkungen

1.
Gegen die Verfügung kann Einsprache beim Stadtrat erhoben werden. Die Einsprachefrist läuft 30 Tage nach der Publikation vom 25. August 2010 im Amtsblatt, d.h. am 24. September 2010 ab. Spätestens an diesem Tage muss die Einsprache der Post übergeben werden, aus Be​weisgründen am Besten mit eingeschriebenem Brief.

2.
Die Einsprache ist an den Stadtrat der Stadt Zürich, Stadthaus, Postfach, 8022 Zürich, zu adres​sieren.

3.
Die Einsprache muss einen Antrag und eine Begründung enthalten.

4.
Einsprachen sind kostenpflichtig, d.h. die unterliegende Partei wird mit den Kosten des Ver​fahrens belastet.

5.
Das nachstehende Muster richtet sich ausschliesslich gegen die Fahranordnung Rechtsabbie​gen: " Bei der Einmündung in die Limmattalstrasse, ausgenommen sind Fahrzeuge der Ver​kehrsbetriebe und Fahrräder". Selbstverständlich können auch die anderen Verkehrsvor​schriften angefochten werden (siehe aber Abschnitt B: Verfahrenszugang).

B. Verfahrenszugang

6.
Die Einsprache ist ein förmliches Rechtsmittel, das nicht jedermann zugänglich ist. Gemäss Art. 66 Gemeindeordnung in Verbindung mit Art. 21 Verwaltungsrechtspflegegesetz ist nur zur Einsprache berechtigt, wer durch die Anordnung berührt ist und ein schutzwürdiges Inte​resse an deren Aufhebung oder Änderung hat. Der Anfechtende muss stärker als jedermann betroffen sein und in einer besonderen, beachtenswerten, nahen Beziehung zur Streitsache stehen. Das ge​forderte Interesse besteht im praktischen Nutzen, den das erfolgreiche Rechts​mittel bringt, in​dem es einen materiellen oder ideellen Nachteil für ihn abwendet.

Die Gerichtspraxis setzt bei der Anfechtung von Verkehrsanordnungen relativ hohe Anforde​rungen an die Rechtsmittelberechtigung. Der Anfechtende muss durch diese eine deutlich wahrnehmbare Beeinträchtigung in speziellen, klar fassbaren Interessen erleiden. Mehrver​kehr auf einer Strassenachse, an welcher der Rechtsmittelkläger nicht wohnt, aber von ihm täglich befahren wird, genügt nicht. Geringfügige Einschränkungen der Zufahrt zur eigenen Liegenschaft, beispielsweise wegen eines Umwegs von wenigen 100 m sind nicht legitimati​onsbegründend; die Nachteile müssen erheblicher Natur sein, beispielsweise weil eine Strasse aufge​hoben oder mit einem Fahrverbot belegt wird. Werden Lärmimmissionen aus Mehr​ver​kehr geltend gemacht, müssen sie spürbar wahrnehmbar sein, was nach der Praxis einen Mehr​verkehr von mindestens rund 25 % bedingt.

Die legitimationsbegründenden Umstände müssen in der Einsprachebegründung dargelegt werden; fehlt eine Begründung, kann die Rechtsmittelinstanz, ohne weitere Nachforschungen anzustellen, Nichteintreten beschliessen und die Verfahrenskosten dem nicht legitimierten Einsprecher auferlegen.

Das nachstehende Einsprachemuster enthält die unverzichtbaren Formalien und gibt ein in​haltliches Gerüst wieder, auf dessen Grundlage eine Einsprache mit den persönlichen Interes​sen individualisiert werden soll.

C. Einsprachemuster
Absender / Datum 
Sehr geehrte Frau Stadtpräsidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Gegen die im Tagblatt der Stadt Zürich am 25. August 2010 publizierten Verkehrsvorschriften, Kreis 10, vom 19. August 2010, der Vorsteherin des Polizeidepartements erhebe ich hiermit innert Frist

Einsprache

und beantrage, es sei die auf maximal ein Jahr befristete Fahranordnung "Rechtsabbiegen: Bei der Einmündung in die Limmattalstrasse, ausgenommen sind Fahrzeuge der Verkehrsbetriebe und Fahrräder", ersatzlos aufzuheben, unter Kostenfolge zulasten der Stadtkasse. 

Begründung

1.
Die angefochtene Verfügung ist am 25. August 2010 im Tagblatt publiziert worden. Mit der heute der Post überreichten Eingabe ist die dreissigtägige Einsprachefrist gewahrt.

Durch das angefochtene Rechtsabbiegegebot werde ich mehr als irgend ein Dritter in eigenen Interessen betroffen. Meine Liegenschaft (Meine Wohnung) liegt an der xx‑ strasse (hier ge​naue Adresse eingeben). Das Rechtsabbiegegebot hat zur Folge, dass .... . (Hier müssen im Sinne von Ziffer 6 oben die legitimationsbegründenden Umstände dargelegt werden. Denkbar sind beispielsweise erhebliche Erschwernisse bei der Zufahrt; erhebliche Einschränkungen beim Einkauf von Gütern für den täglichen Bedarf; spürbare Lärmimmissionen aus dem Mehrverkehr).

2.
a)
Die Gsteigstrasse und ab Meierhofplatz die Limmattalstrasse in Richtung Oberengstrin​gen sowie die Strasse "Am Wasser" ab der Europabrücke in Richtung Stadt sind im regio​nalen Verkehrsrichtplan enthalten. Gleiches gilt für die Winzerstrasse ab der Europabrü​cke bis zu deren Einmündung in die Limmattalstrasse mit Fortsetzung über die Franken​talstrasse. Die für einen späteren Zeitpunkt vorgesehenen Umklassierungen von Teilen dieser Strassenzüge sind heute noch nicht wirksam. Im kommunalen Verkehrsplan zählt der Strassenraum "Limmattalstrasse/Meierhofplatz/Zentrum Höngg" zu den Hauptstrassenräumen in Quartierzentren. Für solche Hauptstrassenräume gilt gemäss E3.1 des Berichts zum kommunalen Verkehrsplan Folgendes:

"
Hauptstrassenräume in Quartierzentren stellen besondere Ansprüche an Betrieb und Gestaltung. Sie weisen sich durch eine intensive auf den Strassenraum hin ori​entierte Nutzung mit hohem Gewerbeanteil, viele Quer- und Abbiegebeziehungen und hohe Ansprüche an die Stadtbildges​taltung aus. Im Sinn der konzeptuellen Erläuterungen sind an diesen Strassenabschnitten insbe​sondere die Immissionen zu reduzieren, die Überquerbarkeit zu gewährleisten und eine gute Gestaltungs​qualität anzustreben (vgl. auch Konzept El). In Hauptstrassenräumen in Quar​tierzent​ren ist im Interesse der Verkehrssicherheit und zur Gewährleistung des Verkehrsflusses eine hin​reichende Verkehrstrennung (Fahrbahnen/Fussgänger​flächen) zu gewährleisten."

b)
Für die Jahre 2012/2013 sind ein Ausbau der Strasse "Am Wasser" ab der Europabrücke in Richtung Stadt und zwischen dem Meierhofplatz und dem Frankental eine Tramgleiser​neuerung geplant.
3.
a)
Das Abbiegegebot bei der Einmündung der Regensdorferstrasse in die Limmattalstrasse in Rich​tung Oberengstringen unterbindet für den Privatverkehr ein Abbiegen in die Limmat​talstrasse in Richtung Stadt und eine Querung der Limmattalstrasse in Richtung Acker​steinstrasse. Die Unterbindung dieser Verkehrsbeziehungen führt zu erheblichen, uner​wünschten Verkehrsverlagerungen. In den für die Belästigung der Bevölkerung vor allem relevanten Morgen- und Abendspitzen sind gemäss städtischen Untersuchungen vom 26. Juni 2008 folgende Mehrbelastungen zu erwarten:


Morgenspitze
Abendspitze

Wieslergasse
+
50 Fz/h
+
30 Fz/h

Kürbergstrasse/Ottenbergstrasse
+
20 Fz/h
+
10 Fz/h

Frankentalerstrasse/Limmattalstrasse
+
150 Fz/h
+
90 Fz/h

Winzerstrasse (Limmattalstrasse/Europabrücke)
+
160 Fz/h
+
110 Fz/h

Wer von Regensdorf oder von Affoltern her kommend in Richtung Stadt fahren will, muss über die Frankentalerstrasse in die Limmattalstrasse bzw. Winzerstrasse oder über die Regensdorferstrasse in die Singlistrasse/Wieslergasse und in die Limmattalstrasse oder über die Emil-Klötistrasse/Kürbergstrasse/Ottenbergstrasse in die Limmattalstrasse fah​ren. Es bedarf keiner langen Ausführungen, dass damit ohne Not beste Wohnlagen zu​sätzlichen unerwünschten Verkehrsbelastungen ausgesetzt werden. Entlastet wird eine gewachsene Verkehrsachse, die seit jeher mit Tram und Bus befahren wird und nur ge​rade in den Spitzenzeiten kurzfristige Überbelastungen aufweist. Auch der öffentliche Verkehr ist Teil einer unaufhaltsam wachsenden Mobilität, die mit dem gebotenen Au​genmass mit den Interessen der ansässigen Wohnbevölkerung abgewogen werden muss; er verdient nicht von vornherein schrankenlose Priorität.

Nicht untersucht worden sind die zu erwartenden Frequenzen auf der Singlistrasse. Auch für diese ist mit Mehrverkehr zu rechnen, weil sie sich mit Rechtsvortritt in die Wiesler​gasse als Umfahrung der Verzweigungen Michelstrasse/Regensdorferstrasse und Holbrigstrasse/Regensdorferstrasse anbietet.

Verkehrsabnahmen sind auf der Regensdorferstrasse, der Limmattalstrasse zwischen Meierhofplatz und Ottenbergstrasse bzw. Wipkingerplatz und auf der Ackersteinstrasse zu erwarten.

b)
Die Wieslergasse, die Singlistrasse und die Kürbergstrasse sind Tempo 30 ‑ Zonen zuge​teilt. Es handelt sich durchwegs um Quartierstrassen ohne Durchgangsfunktion und be​grenzter Kapazität. Sie sollen hauptsächlich dem Anliegerverkehr dienen, was mit der Zonensignalisation zum Ausdruck gelangt. Die Wieslergasse ist zwischen der Singli​strasse und Riedhofstrasse so eng, dass sie bei Mehrverkehr nicht beidseitig befahren wer​den kann; ein Einbiegen von der Singlistrasse in die Wieslergasse in Richtung Regens​dorfer​strasse wird durch die Mehrbelastung weitgehend verunmöglicht, weil beim Ein​biege​manöver auch die Gegenfahrbahn befahren werden muss. Ausgerechnet an dieser Strasse im Einmündungsbereich der Singlistrasse liegt die Kindertagesstätte Chrabel​schloss. Das Holen und Bringen der Kinder wird zu einem gefährlichen Seiltanz. Ein Aus​flug in die Dependence an der Imbissbühlstrasse wird mit so kleinen Kindern zum ge​fährlichen Ri​siko.

4.
a)
Zu erwarten sind nicht nur Verkehrsverlagerungen, sondern auch die Unterbindung von Verkehrsbeziehungen, die für die Höngger und ihre Geschäfte für den Einkauf mit Gü​tern des täglichen Bedarfs wichtig sind. Insbesondere die Grossverteiler, aber auch di​verse andere Detailhandelsgeschäfte liegen bergseits der Limmattalstrasse. Wer talseits von dieser wohnt und für den Einkauf auf ein Motorfahrzeug angewiesen ist ‑ schon al​tershalber sind nicht alle Höngger Velofahrer, welche vom Abbiegegebot befreit sind ‑ findet nur noch über die oben erwähnten, langen und/oder wohnfeindlichen Umwege durch Wohnquartiere nach Hause zurück. Ein Ausweichen in quartierfremde Einkaufs​zentren liegt nahe. Ein solches Verkehrsregime steht im krassen Gegensatz zu den Festle​gungen im kommunalen Verkehrsplan über Strassenräume in Quartierzentren. Einem grossen Teil der Höngger-Bevölkerung wird der Zugang zu ihrem Quartierzentrum und dessen zentralen Diensten erheblich erschwert.

b)
Der Schulweg ins Vogtsrainschulhaus führt über die Regensdorferstrasse. Aus Sicher​heits​gründen werden die Kinder angehalten bei der Migros die Strasse zu überqueren. Mit dem Rechtsabbiegegebot von der Gsteigstrasse her wird dieser Schulweg zum Sicher​heitsrisiko. Dies betrifft übrigens auch die Kinder, die in die Montessorischule „Quelle„ gehen.

5.
Das neue Verkehrsregime ist nur befristet für maximal 1 Jahr als Versuch verfügt worden. Diese Befristung beseitigt jedoch die Unverhältnismässigkeit des Eingriffs nicht. Auch für ein Jahr oder weniger sind die bereits ohne Versuch vorhersehbaren, zum Teil geradezu verkehrsgefährlichen Umlagerungen von Durchgangsverkehr in dafür nicht vorgesehene und nicht ausgebaute Quartierstrassen unhaltbar. Gleiches gilt für richtplanwidrige Abschnürung eines grossen Teils der Höngger-Bevölkerung von den zentralen Diensten und Ausstattungen des Quartier​zentrums. Abgesehen davon ist dieser Versuch schon deswegen von geringem Nutzen, weil unmittelbar im Anschluss daran die Strasse "Am Wasser" ab Europabrücke ausgebaut und leistungsfähiger gemacht werden soll, so dass eine Entlastung der Limmattalstrasse beim Knoten Meierhofplatz erwartet werden darf, aufgrund welcher sich der "Vorteil" aus dem Rechtsabbiegegebot weiter marginalisieren dürfte. Hinzu kommt, dass sich das Abbiegegebot möglicherweise sogar mit der Gleiserneuerung zwischen dem Frankental und dem Meierhof​platz zeitlich überschneidet, womit ein erkennbarer Wert dieses Versuchs erst Recht entfiele.

Zusammenfassend kann somit festgehalten werden, dass das verfügte befristete Verkehrsregime weder brauchbare Ergebnisse für die künftige Verkehrsorganisation in Höngg noch irgend einen Nutzen für die ansässige Bevölkerung von Höngg bringt. Bislang vom Durchgangsverkehr ver​schonte oder noch tragbar betroffene Quartierstrassen werden neu schwer belastet, und für weite Teile der Bevölkerung wird der Zugang zum Quartierzentrum mit den Läden und Diensten für den täglichen Bedarf mit einem Motorfahrzeug so erschwert, dass diese auf quartierfremde Alter​nativen ausweichen müssen. Eine solche Verkehrsplanung widerspricht der kommunalen Richt​planung und wichtigen planungsrechtlichen Grundsätzen. Gewonnen wird mit dem Versuch praktisch nichts, weil einerseits seine Ergebnisse auf Grundlagen basieren werden, die mit dem unmittelbar anschliessenden Ausbau der Strasse "Am Wasser" wesentlich verändert werden, und andererseits befürchtet werden muss, dass er sich mindestens teilweise zeitlich mit der Gleiser​neuerung zwischen Frankental und Meierhofplatz überschneiden wird. Die Einsprache ist deshalb antragsgemäss gutzuheissen.

Mit freundlichen Grüssen

Einschreiben

Im Doppel

